
 

Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin  Telefon +49 30 37711-0 Telefax +49 30 37711-999 
Gereonstraße 18 - 32, 50670 Köln  Telefon +49 221 3771-0 Telefax +49 221 3771-128 

Avenue des Nerviens 9 - 31, B-1040 Bruxelles  Telefon +32 2 74016-20 Telefax +32 2 74016-21 
Internet: www.staedtetag.de 

 
Bankverbindung: Sparkasse KölnBonn Konto 30 202 154 (BLZ 370 501 98)  IBAN: DE37 3705 0198 0030 2021 54 SWIFT-BIC: COLSDE33 

 
 
 
 
 
 
 

 
Hausvogteiplatz 1 
10117 Berlin 

      
      
 
Vorbericht 
 
für das 54. Treffen 
der Finanzdezernenten/ und –referenten 
am 26./27. November 2013  
in Berlin 
 

13.11.2013 

Telefon +49 30 37711-0 
Durchwahl 37711-720 
Telefax +49 30 37711-209 

E-Mail 

stefan.ronnecker@staedtetag.de
 
Bearbeitet von 

Dr. Stefan Ronnecker 

Aktenzeichen 

20.47.60 D 

 
 
TOP 4:  Aktuelle Reformprojekte bei der Gewerbesteuer: Selbstveranlagung und (partielle) 

Einstufigkeit des Besteuerungsverfahrens 
 
Berichterstatter: Referent Dr. Stefan Ronnecker 
 
Nachdem die Wirtschaftsverbände im Rahmen der Gemeindefinanzkommission mit ihren Modell-
vorschlägen für einen „Ersatz“ der Gewerbesteuer gescheitert sind, scheinen sie nun ein neues An-
griffsfeld entwickeln zu wollen: Die Verlagerung der kommunalen Kompetenzen im Bereich der 
Gewerbesteuerfestsetzung und -erhebung auf die Finanzämter. 
 
Hiervon dürften sich die Wirtschaftsverbände zwei Wirkungen versprechen: Zum einen geht es den 
Verbänden um sinkende Bürokratiekosten. Zum anderen dürfte bei den Wirtschaftsverbänden wäh-
rend der letzten Gemeindefinanzkommission die Erkenntnis gereift sein, dass die bisher auch von 
Bund und Ländern akzeptierte Grundsatzposition der Kommunen, eigene Steuern selbst erheben zu 
wollen, in nicht unerheblichem Maße dazu beigetragen hat, dass die v.g. Reformmodelle im Zuge 
der Verprobung als nicht oder zumindest nur mit erhöhtem Aufwand administrierbar bewertet wor-
den sind. 
 
Aktuell sind in diesem Kontext vier aktuelle Reformprojekte ins Blickfeld zu nehmen: 
 
 BDI-Projekt „Gewerbesteuer-Clearingstelle“ (s. Anlage 1) 

 Vorschlag des FinMin Rheinland-Pfalz zur Übertragung der Gewerbesteuerfestsetzung und 
-erhebung auf die Finanzämter (s. Anlage 2). 

 BMF-Forschungsprojekt zur Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens im Unternehmens-
steuerbereich (s. Anlage 3). 

 BMF-Vorschlag zur Neuregelung des § 184 Abs. 2 AO, nach welchem Auslegungsfragen im Be-
reich der Gewerbesteuer (soweit nicht leidglich die Einkommensermittlung nach § 7 GewStG be-
treffend) und der Grundsteuer zukünftig durch BMF-Schreiben statt wie bisher nur durch koordi-
nierten Ländererlass möglich sein sollen. 
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Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung werden wir unsere zukünftigen Positionierungen zu Fra-
gen des Festsetzungs- und Erhebungsverfahrens bei den Kommunalsteuern voraussichtlich strikt an 
der Leitforderung bzw. dem Grundsatz orientieren, dass kommunale Steuern so umfassend wie ver-
waltungsökonomisch vertretbar auch durch die Kommunen selbst zu erheben sind.  
 
Unmittelbare Auswirkungen hat dies bspw. auf unsere bisherige Positionierung zu den gewerbesteu-
erlichen Sanierungsgewinnen. Hier hatten wir in der Vergangenheit gegenüber der Finanzverwaltung 
signalisiert, dass wir zu partiellen Kompetenzabtretungen bereit wären, wenn diese punktgenau aus-
gestaltet sind. Diese Positionierung wird nun nicht mehr weiterverfolgt, um die Schaffung eines Prä-
zedenzfalls zu vermeiden. 
 
 
 
 
 



Projektskizze zur „Gewerbesteuer-Clearingstelle“ 
 

1. Ausgangslage: Aktuelle Praxis der Gewerbesteuer-Zerlegung 

 

Die Gewerbesteuer steht den Kommunen zu und wird von diesen erhoben. Bei Unterneh-

men mit Betriebsstätten in mehreren Gemeinden wird der Gewerbesteuermessbetrag auf 

die einzelnen Gemeinden anteilig zerlegt (§ 28 GewStG; Maßstab: Summe der Arbeits-

löhne an jeweiliger Betriebsstätte); die auf Basis dieser Messbeträge jeweils festgesetzte 

Gewerbesteuer ist von dem Unternehmen an die einzelne Gemeinde zu zahlen. Von der 

Gewerbesteuer-Zerlegung betroffen sind in Deutschland knapp 150.000 Unternehmen mit 

insgesamt rd. 580.000 Zerlegungen
1
. 

 

Derzeitiges Verfahren zur Zerlegung der Gewerbesteuer: 

 

a) Abgabe einer Erklärung zur Festsetzung des Steuermessbetrags und einer Zerlegungs-

erklärung durch das Unternehmen beim Betriebsfinanzamt (Firmensitz), 

§ 14a GewStG 

 

b) Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrags durch das Betriebsfinanzamt (Gewerbe-

steuermessbescheid), § 184 Abs. 1 AO 

 

c) Erlass eines Zerlegungsbescheides durch das Betriebsfinanzamt an die hebeberechtig-

ten Gemeinden, § 188 Abs. 1 AO 

 

d) Steuerfestsetzung durch die einzelne hebeberechtigte Gemeinde (Gewerbesteuerbe-

scheid), § 16 Abs. 1 GewStG 

 

e) Zahlung der Gewerbesteuer von dem Unternehmen an jede einzelne Gemeinde 

 
Aktuelle Praxis der Gewerbesteuer-Zerlegung: 

Hoher Aufwand 
 

 
  

                                            
1
 Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 10.2/2007 (im Jahr 2007 insgesamt 148.489 Unternehmen, die eine Zer-

legungserklärung abgegeben haben und insgesamt 580 953 Zerlegungen) 
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2. Probleme und Schwächen des derzeitigen Systems 

 

a) Allgemein 

 

Hoher Aufwand der Unternehmen durch Verwaltung der Gewerbesteuerbescheide und 

Buchung/Zahlung der Gewerbesteuer: 

 

 Aktualisierung der Stammdaten eines Unternehmens bei jeder einzelnen Gemeinde. 

 Hohe Anzahl von Bescheiden und Buchungsvorgängen (im Durchschnitt 4-5 Zerle-

gungsanlässe pro Erhebungszeitraum infolge von Vorauszahlungen, Anpassungen von 

Vorauszahlungen, Veranlagungen oder Berichtigungen/Korrekturen). 

 Zusätzliche Belastungen durch evtl. Zinsbescheide. 

 Wird Aussetzung der Vollziehung beantragt, entsteht darüber hinaus erheblicher Zu-

satzaufwand bei den Unternehmen und Gemeinden. 

 Große Unterschiede hinsichtlich der Ausgestaltung der GewSt-Bescheide (keine ein-

heitlichen EDV-Systeme) und damit verbundener Aufwand für Unternehmen und Ge-

meinden. 

 Festsetzung vieler Kleinbeträge (1/6 der Gemeinden erhalten < als 10.000 € GewSt). 

 Fehlende verfahrensrechtliche Kenntnisse bei den Gemeinden. 

 Fehlerhafte Zinsberechnungen. 

 Zahlungen werden regelmäßig manuell angewiesen, da die Erteilung von Gewerbe-

steuer-Einzugsermächtigungen zur Abbuchung auch anderer Steuern und Gebühren 

führt. 

 Oftmals Verrechnungen mit Grundsteuer durch die Gemeinden ohne Informationen. 

 

b) Auswirkungen in der Praxis 

 

Nach Informationen des Statistischen Bundesamts entsteht bei rund 150.000 Unternehmen 

in Deutschland, die eine Zerlegungserklärung abgeben, eine Anzahl von rund 580.000 

Zerlegungen
2
. Eine Umfrage des BDI bestätigt, dass pro Erhebungszeitraum im Durch-

schnitt vier Zerlegungsanlässe entstehen. Je nach Anzahl der beteiligten Gemeinden ent-

steht in den Unternehmen eine hohe Anzahl von Buchungs- und Zahlungsvorgängen. 

Hierdurch ist durchschnittlich eine volle Mitarbeiterstelle in den Unternehmen zur Ver-

waltung und Buchung/Zahlung der Gewerbesteuer notwendig: 

 
Bürokratieaufwand infolge der Gewerbesteuer-Zerlegung: 

 
  

                                            
2
 Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 10.2/2007 (im Jahr 2007 insgesamt 148.489 Unternehmen, die eine Zer-

legungserklärung abgegeben haben und insgesamt 580 953 Zerlegungen) 



3 

3. Vorschlag: Einrichtung einer zentralen Clearingstelle 

 

a) Grundkonzept 

 

Um den Aufwand der Gewerbesteuer-Zerlegung zu reduzieren, schlägt die Wirtschaft seit 

Jahren die Einführung einer sog. „Clearingstelle“ vor. Das bedeutet, dass künftig lediglich 

das Betriebsfinanzamt zentral für die Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer 

zuständig wäre. Unternehmen mit Betriebsstätten in mehreren Gemeinden hätten dann 

nur noch ein Finanzamt, das für die Verwaltung und Zahlung der Gewerbesteuer zuständig 

ist. Die hebeberechtigten Gemeinden bekämen die Gewerbesteuer nach dem jeweiligen 

Zerlegungsanteil weitergeleitet. 

 

In einem ersten Schritt wäre es auch denkbar, zunächst auf Landesebene ein Finanzamt zu 

bestimmen, das die Gewerbesteuer verwaltet (Zahlungsverkehr und Bescheid-Erteilung 

durch ein Rechenzentrum o.ä.). Damit wäre – nach dem Vorbild einzelner Bundesländer – 

ohne eine weitreichende Änderung von Zuständigkeitsvorschriften zumindest eine einheit-

liche technische Verwaltung der Gewerbesteuer-Zerlegung gewährleistet. 

 

Ergänzend wäre es sinnvoll, zusätzlich eine Lösung für die auf Basis der Gewerbesteuer-

messbeträge erhobenen IHK-Beiträge zu finden. Auch hier entsteht in den Unternehmen 

ein nicht zu unterschätzender Verwaltungsaufwand. 

 
Gewerbesteuer-Clearingstelle: 

Deutliche Vereinfachung 
 

 
 

b) Aufgabenverteilung zwischen Clearingstelle und Gemeinden 

 

Das Betriebsfinanzamt (Finanzamt, in dessen Bereich sich die Geschäftsleitung des Be-

triebs befindet) würde folgende konkrete Aufgaben übernehmen: 

 

 Verwaltung der Stammdaten 

 Berechnung und Festsetzung der Gewerbesteuer durch Gewerbesteuerbescheid 

 Erlass des Zerlegungsbescheides 

 Inkasso der Steuerzahlung von den steuerpflichtigen Unternehmen 

 Weiterleitung der Steuereinnahmen an die Gemeinden 

 Mahn- und Vollstreckungsverfahren gegen steuerpflichtige Unternehmen 

 Abwicklung von Anträgen auf Aussetzung der Vollziehung und von Billigkeits-

maßnahmen (Koordination mit den Gemeinden) 
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Die einzelnen Gemeinden würden folgende Aufgaben behalten: 

 

 Festsetzung des Hebesatzes 

 Kontrolle über die Beteiligung an der Zerlegung bei ordnungsgemäß angemeldeter 

Betriebsstätte 

 Verbuchung von Zahlungseingängen 

 Entscheidung über Billigkeitsmaßnahmen (Koordination mit der Clearingstelle) 

 

4. Vorteile der Clearingstelle aus Sicht der Wirtschaft 

 

Aus Sicht der Unternehmen führt die Einrichtung einer Gewerbesteuer-Clearingstelle zu 

einem deutlichen Bürokratieabbau: 

 

 Vereinfachung durch einheitliche Verwaltung der Gewerbesteuer (Betriebsfinanzamt 

als einzige für die Unternehmen zuständige Behörde). 

 Drastischer Abbau der Buchungs- und Zahlungsvorgänge bei den Unternehmen. 

 Vereinfachung auch hinsichtlich der Buchung/Zahlung von Nachzahlungszinsen (ein-

heitlicher Zinszeitraum durch einheitliche Fälligkeit). 

 Reduzierung von Fehlerquellen bei Erteilung der GewSt-Bescheide. 

 Gleichzeitige Fälligkeit der Gewerbesteuer (bessere Finanzplanung). 

 Reduzierung von Fehlerquellen in Fällen gewährter oder aufgehobener Aussetzung der 

Vollziehung durch Verwaltung der Zahlungen/Erstattungen in einer Hand 

 Hohes Einsparpotential bei Gemeinden und Unternehmen hinsichtlich der Kosten für 

Personal, Programmierung und Wartung von EDV-Systemen, Zahlungsverkehr, 

Mahnwesen etc. 

 Hebesatzberechtigung der einzelnen Gemeinde sichert „kommunalen Charakter“ der 

Gewerbesteuer und Bezug zwischen Unternehmen und Gemeinde. 

 

Berlin, März 2013 







Anlage 3 (Auszug der Ausschreibung) 
 
… 
 
I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n) 
Bundesministerium der Finanzen 
 
II.1) Beschreibung 
II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auftraggeber: 
1 Forschungsauftrag 
… 
 
II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaffungsvorhabens 
Forschungsvorhaben fe 11/12 "Machbarkeitsstudie zur Einführung eines Selbstveranlagungs-
verfahrens zur Ertragsbesteuerung von Unternehmen". 
 
Kurzbeschreibung: 
 
Das Bundesministerium der Finanzen und die obersten Finanzbehörden der Länder haben sich 
darauf verständigt, das Besteuerungsverfahren sukzessive durch diverse Maßnahmen, wie z.B. 
den Ausbau von elektronischen Übermittlungsverfahren für Unternehmenssteuererklärungen 
und die Einführung der so genannten E-Bilanz, zu modernisieren. In diesem Kontext soll 
nunmehr untersucht werden, ob und ggf. wie ein Selbstveranlagungsverfahren für die Ertrags-
besteuerung von Unternehmen eingeführt werden kann. 
 
Ziel des Vorhabens ist es, eine Entscheidungsgrundlage zur Einführung eines Selbstveranla-
gungsverfahrens für die Ertragsbesteuerung von Unternehmen zu schaffen.  
 
Dazu sind die rechtlichen und organisatorischen Fragen einer Selbstveranlagung zu identifi-
zieren, alternative rechtliche und organisatorische Lösungsansätze zu entwickeln und 
darzustellen sowie deren Bürokratie- und Verwaltungskosten auszuweisen. 
 
Zunächst ist im Rahmen der Studie die Ausgangslage hinsichtlich der Ertragsbesteuerung von 
Unternehmen in Deutschland zu erheben. Dafür sind die wesentlichen Abläufe des Besteue-
rungsverfahrens in den Betrieben und in der Verwaltung der Länder zu analysieren. Die Daten 
sind empirisch durch Befragungen vor Ort in Betrieben, bei Steuerberatern und bei Finanzäm-
tern und - bezüglich der Gewerbesteuer - bei den Kommunen zu gewinnen. 
 
Ergänzend sind auch bereits praktizierte Selbstveranlagungsverfahren für Unternehmens-
steuern in anderen EU-Mitgliedsstaaten darzustellen. 
 
Auf dieser Basis sind mögliche Alternativen für ein effizienteres Besteuerungsverfahren nach 
dem Leitbild Selbstveranlagung zu modellieren, die damit verbundenen dauerhaften Auswir-
kungen auf den Erfüllungsaufwand im Besteuerungsverfahren sowie der Umstellungsaufwand 
auf Seiten der Unternehmer und der Verwaltung - nach dem Standard-Kosten-modell - zu 
beziffern und möglicher gesetzlicher Änderungsbedarf bezüglich der einzelnen Lösungen 
aufzuzeigen. Zugleich sind mögliche Folgen und ggf. Risiken für das Steueraufkommen dar-
zustellen und neben nationalen auch die aktuellen Pläne der EU, wie beispielsweise die 
Überlegungen zur gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
(GKKB), einzubeziehen. 
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Diese Schritte sollten für folgende Module separat erfolgen: 
 
 Körperschaftsteuer inklusive Vorauszahlungsverfahren, 

 Gewerbesteuer – Feststellung der Messbeträge, 

 Gewerbesteuer – Festsetzung der Gewerbesteuer, 

 Gewerbesteuer – Erhebung der Gewerbesteuer, 

 Gewerbesteuer – Zerlegung von Messbeträgen, 

 Gewerbesteuer – "One-Stop-Shop-Lösung" bei Zerlegungsfällen, 

 Einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung bei Personenunternehmen. 
 
In Absprache mit dem Auftraggeber sind ausgewählte Modellgestaltungen ggf. praktisch zu 
erproben. 
 
Die Machbarkeit eines Selbstveranlagungsverfahrens für die Einkommensteuer ist nicht Ge-
genstand dieser Studie. 
 
Die möglichen Bewerber sollten profunde Kenntnisse sowohl über die maßgeblichen Besteue-
rungsprozesse innerhalb von Betrieben und der Verwaltung als der einschlägigen 
Bestimmungen des materiellen Steuerrechts besitzen. Kooperationen mit Dritten z.B. Unter-
nehmensberatern, Juristen und Wissenschaftlern sind zulässig und erwünscht. Zeithorizont für 
den Abschluss des Projekts: ca.18 Monate nach Auftragserteilung. 
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